
Beschluss (modifizierter Form):                                         
 

1. Die Stadtverwaltung trifft im Rahmen der bisher bekannten Rahmenbedingungen 
des Programms des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend „Jugend für Vielfalt, Toleranz und Demokratie – Gegen 
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ alle notwendigen  
Vorbereitungen, um die Beteiligung der Stadt Halle (Saale) am Bundesprogramm 
zu sichern. 
 

2. Die Stadtverwaltung wird gemeinsam mit Trägern, Vereinen und Initiativen eine 
erste Koordinierung möglicher Mikroprojekte diskutieren bzw. vorbereiten, so 
dass es bei einer möglichen Ausschreibung des Programms sehr zeitnah zur 
Beantragung seitens der Stadtverwaltung kommen wird. 

 


